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			Flammeninferno in Chile

			Weitere Tote bei unaufhaltbaren Waldbränden
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			Kampf gegen das Inferno: Feuerwehrleute im Einsatz bei Hualañe. (Foto: AP)

			Santiago de Chile (dpa/AT) - Das Ausmaß der Waldbrände in Chile nimmt dramatisch zu. Das betroffene Wald- und Agrarland ist nach Angaben der nationalen Katastrophenbehörde (Onemi) am Donnerstag auf knapp 2400 Quadratkilometer angewachsen, eine Fläche fast so groß wie das Saarland. Am Vortag waren 1900 Quadratkilometer von den Bränden betroffen. Von gut 90 Bränden seien noch mehr als 60 außer Kontrolle.

			Zwei Polizisten starben am Mittwoch bei der Brandbekämpfung in Manquehue, in der zentralchilenischen Region Maule, als brennende Stämme vor ihr Fahrzeug fielen, berichtete der Sender Bío Bío. Die Leichen konnten erst Donnerstagmorgen geborgen werden.

			Ein weiteres Todesopfer wurde in Santa Olga, rund 40 Kilometer westlich von Manquehue, verzeichnet, wie Radio Cooperativa unter Berufung auf die Feuerwehr berichtete. Die ganze Ortschaft, einem Forstarbeiterdorf mit 5000 Einwohnern, wurde von den Flammen zerstört, erklärte am Donnerstag der Stadtrat Carlos Segovia dem Nachrichtenportal Emol. Mindestens acht Menschen kamen bislang in den Bränden um, darunter vier Feuerwehrleute.

			Auch Hualañé, 70 Kilometer nordöstlich von Santa Olga, wird stark von den Flammen bedroht. Die 10.000 Einwohner stünden kurz vor der Evakuierung, erklärte der Bürgermeister Claudio Pucher. Einzige Hoffnung gab der Einsatz des weltweit größten Löschflugzeugs „Supertanker“, das am Donnerstag seine Ladung von 72 Tonnen Wasser erfolgreich auf Brände in der Umgebung von Hualañé entlud.

			Die Boeing 747-400 soll sechs Tage im Einsatz sein. Eine Chilenin, die in den USA lebt und mit dem Enkel des Gründers der US-Supermarktkette Walmart verheiratet ist, hatte über eine Stiftung den Einsatz des Löschflugzeugs ermöglicht.

			Die hohen Temperaturen erschweren die Löscharbeiten. In Santiago de Chile wurden zuletzt über 37 Grad gemessen. In Zentralchile hält sich die Temperatur seit zehn Tagen auf Höchstwerten von mindestens 33 Grad. In mehreren Ortschaften verursachten die Brände Unterbrechungen in Strom- und Wasserzufuhr.

			Verschiedene Hinweise deuteten darauf hin, dass einige Feuer auf Brandstifter zurückzuführen seien, erklärte der Leiter der Forstbehörde CONAF der Zeitung „La Tercera“. Die Staatsanwaltschaft hat bereits zwei Anklagen wegen mutmaßlicher Brandstiftung gegen festgenommene Verdächtige erhoben.

			„Wir kämpfen gegen das größte Waldbrand-Desaster unserer Geschichte“, sagte Präsidentin Michelle Bachelet. Die Sozialdemokratin hat eine Reise zu einem Amerika-Gipfel in der Dominikanischen Republik und nach Haiti abgesagt und ist stattdessen in die Katastrophenregion gereist.

			Wie chilenische Medien unter Berufung auf Außenminister Heraldo Muñoz berichteten, haben Argentinien, Mexiko, Frankreich und die USA mit der Entsendung von Brandbekämpfungsspezialisten und -ermittlern, Löschbrigaden sowie Geldern dem befreundeten Land bereits tatkräftig geholfen.

			Man sei mit zahlreichen anderen Ländern in Kontakt, um die Hilfe zu koordinieren, fügte der chilenische Oberdiplomat hinzu, darunter Brasilien, Uruguay, Kanada und Peru.
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			Die Woche in Argentinien

			Malcorra zu Gast in der Schweiz

			Bern – Außenministerin Susana Malcorra wurde am Montag von ihrem Schweizer Amtskollegen Didier Burkhalter in Bern empfangen. Nachdem die beiden Länder bereits 2016 ihre Beziehungen mit bilateralen Besuchen aufgefrischt hatten, wollen sie die Zusammenarbeit nun weiter vertiefen. Malcorra und Burkhalter hätten über verschiedene Themen gesprochen, bei denen die beiden Länder künftig enger zusammenarbeiten wollten, teilte das Eidgenössische Departement für auswärtige Angelegenheiten (EDA) am Montag mit. Sie hätten etwa beschlossen, einen bilateralen Dialog über die Korruptionsbekämpfung zu lancieren. Zudem wollten beide Länder gemeinsame Projekte in Lateinamerika angehen, etwa im Bereich der Katastrophenvorsorge, der freiwilligen Verpflichtung von Firmen im Rohstoffsektor oder der Förderung der Menschenrechte. Die Außenminister diskutierten auch über die wirtschaftlichen Beziehungen. Argentinien ist der drittwichtigste Wirtschaftspartner der Schweiz in Südamerika; mit einem Handelsvolumen von knapp 2,2 Milliarden Franken, wie das EDA schreibt. Im November des vergangenen Jahres verabschiedeten beide Länder eine Erklärung zur Einführung des automatischen Informationsaustausches in Steuerfragen. Malcorra sagte nun, Argentinien habe großes Interesse an Investitionen und Innovationen aus der Schweiz sowie dem Schweizer Berufsbildungsmodell. Bald könnten die beiden Staaten wirtschaftlich noch enger zusammenrücken: Die Europäische Freihandelsassoziation EFTA, bei der die Schweiz Mitglied ist, und das südamerikanische Wirtschaftsbündnis MERCOSUR, haben letzte Woche am WEF in Davos angekündigt, Verhandlungen zu einem Freihandelsabkommen aufzunehmen. Im vergangenen Jahr hatten Argentinien und die Schweiz bereits rege Kontakte gepflegt: Am WEF 2016 traf der damalige Bundespräsident Johann Schneider-Ammann den argentinischen Präsidenten Mauricio Macri und im Mai reiste Burkhalter nach Argentinien. Dieses Jahr sei ein Besuch von Bundespräsidentin Doris Leuthard in Buenos Aires möglich, schreibt das EDA weiter.

			Arribas streitet Anschuldigungen ab

			Der Leiter des Geheimdienstes (AFI), Gustavo Arribas, hat vehement bestritten, Schmiergelder angenommen zu haben. Am Dienstag präsentierte er dafür ein Dokument mit Beweisen, die ihn von jeglicher Schuld um den Skandal des Bauunternehmens Odebrecht befreien sollen und die Anschuldigungen des brasilianischen Devisen-Trader zurückweisen. Der besagt, Arribas hätte 2013 eine angebliche Bestechung in der Höhe von einer halben Million Dollar angenommen. Man hätte ihm lediglich 70.000 Dollar für den Verkauf seines Hauses hinterlegt, so Arribas. Der Justiz wurden gestern ein Brief sowie Dokumente im Zusammenhang mit seinem Bankkonto in der Schweiz vorgelegt. „Ich werde alles in meiner Macht Stehende tun, so dass alle diese Fakten geklärt sind und dauerhaft beendet werden“, sagte Arribas gestern gegenüber den Bundesgerichten. Nachdem Elisa Carrió ihre Beschwerde gegen Arribas ratifizierte, hat Staatsanwalt Federico Delgado darum gebeten, einen Fall zu eröffnen, um die Quelle der Geldüberweisung auf seinem Schweizer Bankkonto ausfindig zu machen. Des weiteren bat die Staatsanwaltschaft auch über eine Aufzeichnung aller registrierten Datenübertragungen der Credit Suisse zwischen dem 25. und 27. September 2013 in Bezug auf Arribas Konto. Präsident Mauricio Macri sicherte seinem Freund Arribas erneut Unterstützung zu dem Fall zu. (swiss/AT/eha)
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			Gliedstaat

			Die sogenannte autonome Stadt Buenos Aires („Ciudad autónoma de Buenos Aires“) ist gleichzeitig die Hauptstadt der Republik Argentinien und Gliedstaat der föderalen Bundesrepublik, anders als alle 23 Provinzen, die nur Gliedstaaten sind. Diese Doppelfunktion führt zu Verwechslungen.

			Nach der Verfassungsreform von 1992 erhielt die Stadt eine begrenzte Autonomie. Der Regierungschef („Jefe de Gobierno“) wird wie in allen Provinzen direkt vom Volk gewählt, wogegen vorher der Bürgermeister, Spanisch genannt „Intendente“, vom Präsidenten der Republik ernannt wurde. Deshalb war der derzeitige Staatspräsident Maurico Macri vorher Bürgermeister („Jefe de Gobierno“) der Stadt.

			Trotzdem ist die autonome Stadt Buenos Aires noch kein Gliedstaat wie alle anderen 23 Provinzen. Es fehlt die Justiz, die nach wie vor eine Bundesjustiz ist. Für einen echten Bundesstaat muss das Wahlvolk den Inhaber der Exekutive und das Parlament wählen, und die Justiz (Richter und Berufungskammern) ernennen. Die Justiz ist immer noch national und nicht autonom wie in allen 23 Provinzen. Das Gesetz, das der damalige Nationalsenator, vorher Gouverneur der Provinz Buenos Aires,

			Antonio Cafiero im Senat durchsetzte, unterließ es, die Justiz ebenfalls der autonomen Stadt Buenos Aires zu übergeben, angeblich weil die betreffenden Richter dagegen waren. Sie wollten weiterhin Bundesrichter bleiben. Möglicherweise fürchteten die Richter, dass ihre Privilegien eingeschränkt werden könnten, darunter Steuerfreiheit. Die jetzige Regierung verfügte indessen, dass das Steuerprivileg nur die amtierenden Richter begünstigt, wogegen neuernannte Richter sie nicht mehr genießen sollen.

			In diesem Umfeld ist die echte Autonomie der Provinzen (Exekutive, Legislative und Justiz) in der autonomen Stadt Buenos Aires nach wie vor nicht gegeben. Eine Initiative der Nationalregierung, die dem nationalen Kongress vorliegt, soll dafür sorgen, dass alle Richter der Stadt wie in den 23 Provinzen von der Stadtregierung ernannt werden, damit die autonome Stadt Buenos Aires den vollen Status eines föderalen Gliedstaates gewinnt, gleich wie in allen anderen 23 Gliedstaaten. In diesem Sinn hat die Regierung dem Kongress eine Initiative vorgelegt, die derzeit den zuständigen Ausschüssen zur Behandlung im Plenum vorliegt.

			Es geht dabei um die zivilrechtliche und kommerzielle Justiz („jueces en lo civil y comercial“), die Strafrichter („jueces penales“) und die Arbeitsjustiz („Justicia laboral“). Offenbar stößt diese Initiative auf den gleichen Widerstand wie den der Bundesrichter, die ihre Privilegien behalten wollen, insbesondere die steuerfreien Gehälter und die Ferien von einem ganzen Monat Januar plus 15 Tagen Winterferien im Juli, während denen nur wenige Richter anwesend sind, um dringende Fälle zu behandeln. Da die PRO-Partei von Macri und ihre Verbündeten UCR (Radikale) und deren Absplitterung „Coalición Cívica“ in der Koalition „Cambiemos“ (Verändern wir) keine eigenen Mehrheiten in der Deputiertenkammer und im nationalen Senat besitzen, müssen sie mit den Sprechern der Oppositionsparteien wie Sergio Massa Erneuerungsfront („Frente Renovador“), der traditionellen Justizialistischen Partei („Partido Justicialista“, im Kürzel PJ) sowie mehreren Linksparteien verhandeln. Was dabei herauskommen wird, ist bislang unbekannt, zumal auch die PJ-Abspaltung Front für den Sieg („Frente para la Victoria“) kirchnerhörig ist und zunehmend schlechtere Umfrageergebnisse verzeichnet.
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			Im Blickfeld: Herr Schulz übernimmt

			Von Stefan Kuhn

			Das hat sich Martin Schulz wohl anders vorgestellt. Bis Samstag war er noch davon ausgegangen, neuer deutscher Außenminister zu werden, jetzt liegen ganz andere Aufgaben vor dem früheren Präsidenten des Europäischen Parlaments. Seit Dienstag ist er designierter SPD-Chef und Kanzlerkandidat der Partei. Am Dienstag hatte der bisherige SPD-Vorsitzende, Vizekanzler und Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel seinen Verzicht auf die Spitzenkandidatur und den Rücktritt vom Parteivorsitz bekanntgegeben.

			Gabriels Schritt kam überraschend. Bisher war man davon ausgegangen, dass der SPD-Chef sein Zugriffsrecht auf die Kanzlerkandidatur für die Wahlen am 24. September in Anspruch nimmt. Schulz schien als Außenminister mit seiner Europaerfahrung eine Idealbesetzung, und Gabriel hatte schon bei der Bundestagswahl 2013 zugunsten von Peer Steinbrück auf die Rolle des Herausforderers von Bundeskanzlerin Angela Merkel verzichtet. Ungern, so schien es, denn Steinbrück musste damals nicht nur gegen die Kanzlerin, sondern auch gegen die Querschüsse seines Parteivorsitzenden Gabriel kämpfen. Dieser hielt sich anscheinend für den besseren Kandidaten.

			Damals wie heute galt bzw. gilt Gabriel als der Kandidat mit den schlechteren Chancen. Doch nach Beliebtheitsumfragen sollten sich Politiker nicht richten. 2009 hieß der SPD-Kanzlerkandidat Frank-Walter Steinmeier. Er war als Außenminister der großen Koalition äußerst beliebt und fuhr mit 23 Prozent das schlechteste Bundestagswahlergebnis für die Partei ein. Steinbrück vier Jahre später mit 25,7 das zweitschlechteste. Das hätte auch Gabriel schaffen können.

			Dass Gabriel jetzt zugunsten von Schulz verzichtet, ist deshalb zunächst nicht so recht nachvollziehbar. Gut, dem Europapolitiker räumt man größere Chancen gegen Merkel ein, doch in dieser Hinsicht geht es mehr darum, die Niederlage in Grenzen zu halten. Es ist durchaus nicht unwahrscheinlich, dass die SPD unter Schulz das Ergebnis von 2013 nicht verbessern kann. Dennoch ist Gabriels Verzicht im Gegensatz zu 2013 eine richtige Entscheidung. Die SPD hat in der Regierung mit CDU und CSU viele ihrer Programmpunkte umsetzen können. Gebracht hat es ihr wenig. Die Meriten fallen Merkel zu, und die SPD dümpelt in den Umfragen an der 20-Prozent-Marke. Das ist ähnlich wie 2009. Damals musste Vizekanzler Steinmeier als Regierungsmitglied Wahlkampf gegen die Kanzlerin machen. Gabriel ist auch Vizekanzler und kann ebenfalls schlecht gegen das schießen, was er selber mitverantwortet und gestaltet hat.

			In dieser Hinsicht hat Schulz die besseren Karten. Er ist Außenseiter und für Merkel um einiges unbequemer. Er gilt auch als engagierter Wahlkämpfer, obwohl er erst einen echten Wahlkampf hinter sich hat. Er war bei den Europawahlen 2014 Spitzenkandidat der europäischen Sozialdemokraten und konnte deren Ergebnis in Deutschland um 6,5 Prozentpunkte verbessern. Am Ende unterlag er zwar dem EVP-Spitzenkandidaten Jean-Claude Juncker, gewann aber großen Respekt für seinen Wahlkampf. Schulz ist auch ein guter Redner und versteht sich auf Attacke. Er könnte die Partei wachrütteln.

			Das konnte Sigmar Gabriel nicht. Er hatte den Parteivorsitz 2009 nach der schwersten Niederlage übernommen und sich Verdienste erworben. Er hat die SPD zusammengehalten, in die dritte große Koalition geführt und sozialdemokratische Positionen in der Bundespolitik durchgesetzt. In Wahlergebnissen hat das keinen Niederschlag gefunden. Wenn die SPD unter seiner Ägide eine Wahl gewonnen hat, lag das am regionalen oder kommunalen Spitzenkandidaten und nicht an Gabriel oder der Bundespolitik. Die Niederlagen schrieb man ihm zu.

			Ein großes Manko Gabriels ist seine Sprunghaftigkeit. Das hat er mit Angela Merkel gemein, die schon eine Vielzahl ihrer politischen Positionen ins Gegenteil verkehrt hat. Ob Atomkraft, Mindestlohn oder Flüchtlingsfrage, Merkels Liste ist sicherlich länger. Nur kann die Kanzlerin das besser verkaufen. Gabriel geißelt den Rechtspopulismus und trifft sich dann mit Pegida-Anhängern. Merkels Kehrtwenden sind „alternativlos“, Gabriel steht dumm da.

			Ein weiteres Problem ist Gabriels Arbeit als Wirtschaftsminister. Hier steht er für Rüstungsexporte und die Freihandelsabkommen TTIP (USA) und Ceta (Kanada). Das sind in ganz Deutschland umstrittene Themen. In der SPD sind sie nur unter Anstrengungen mehrheitsfähig. Solchen Ballast trägt Schulz nicht mit sich herum.

			Mit seinem Rückzug hat Gabriel der SPD vermutlich einen letzten großen Dienst erwiesen. Bei allen koalitionären Rechenspielen scheint es zwar ausgeschlossen, dass der nächste Kanzler Schulz heißt, aber in den nächsten acht Monaten kann noch einiges geschehen. Schulz bringt der Partei immerhin Hoffnung, und wenn sich die Partei der 30-Prozent-Marke nähern sollte, wäre das schon ein großer Erfolg.

			Nur ein Detail ist nicht so recht nachvollziehbar. Gabriel will Außenminister werden, im Wirtschaftsministerium folgt ihm seine Staatssekretärin, die langjährige Justizministerin Brigitte Zypries, nach. Wäre es nicht klüger gewesen, an die Zukunft der Partei zu denken und Hoffnungsträgern wie dem Justizminister Heiko Maas oder der Arbeitsministerin Andrea Nahles mehr Öffentlichkeit zu verschaffen? Vielleicht hält sich Gabriel ja immer noch für die Zukunft der SPD.
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			Randglossen

			Feiertage dienen zur Erinnerung an bestimmte als historisch gekennzeichnete Ereignisse, auch religiöser Art wie Weihnachten. Die Kirchnerregierungen hatten auch politische Ereignisse der jüngsten Geschichte eingeflochten. Präsident Mauricio Macri hat mit einem Dringlichkeitsdekret während dieser parlamentarischen Ferien einige Feiertage abgeschafft, die zu verlängerten Wochenende führten. Damit sollte der Inlandstourismus gefördert werden, bewirkte aber den Nachteil, dass landesweit weniger gearbeitet wird und in der Folge die Wirtschaftsleistung abnimmt. Argentinien braucht derzeit mehr Arbeit und weniger Feiertage, wie es Macri mit seinem Dekret verheißt, unbeschadet der Kritik, dass bestimmte Feiertage nicht am echten Tag, sondern früher oder später gelten.

			Nun sind die Genossen enttäuscht. Nicht wegen der Personalie Martin Schulz, der Parteivorsitzender und Kanzlerkandidat werden soll, sondern wegen der Art und Weise, wie Parteichef Gabriel seinen Rückzug angekündigt hat. Gabriel hatte Recht. Schon 2012 war sein Verzicht früher als geplant an die Öffentlichkeit gelangt, und vor zwei Wochen hatte die Bild-Zeitung Gabriels Kandidatur mit Berufung auf SPD-Quellen bekanntgegeben. Man kann es Gabriel nicht übel nehmen, dass er sich zurückgehalten hat. Es war seine persönliche und sicher nicht leichte Entscheidung, und die Enttäuschung der Genossen hat ihren Ursprung in deren Geschwätzigkeit.

			Da soll noch einer sagen, dass der neue US-Präsident Donald Trump nicht berechenbar ist. Noch keine Woche im Amt, arbeitet er schon an der Umsetzung wesentlicher Wahlversprechen. Die Demontage von Obama-Care ist eingeleitet, der Mauerbau zu Mexiko angeordnet und das geplante transpazifische Handelsabkommen aufgekündigt. Wie erwartet lässt er auch den von Obama eingesetzten FBI-Chef James Comey im Amt. Alles andere wäre auch undankbar gewesen. Zehn Tage vor der Wahl hatte der FBI-Chef angekündigt, die Ermittlungen gegen Trumps Kontrahentin Hillary Clinton wieder aufnehmen zu wollen. Das war ein Windei, das wesentlich zu Trumps Wahlsieg beigetragen hat.
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			Staatsfinanzen 2016
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			Anmerkungen:

			1. Sowohl Einnahmen wie primäre Ausgaben stiegen unter der Inflationsrate von ca. 40%. Dies bringt eine Verringerung der Staatsquote zum Ausdruck.

			2. Die Steuereinnahmen wurden durch die Weisswaschung erhöht. Ohne dies wären sie um etwa 5% niedriger gewesen.

			3. Die Zinsen auf die Staatsschuld stiegen stark als Folge der Regelung mit den Holdouts und Aufnahme neuer Schulden. 

			4. Die laufenden Überweisungen stiegen stark, was sich besonders auf Zuwendungen an die Provinzen bezieht

			5. Die Kapitalausgaben stiegen wenig, was die Stilllegung vieler öffentlichen Investitionen zum Ausdruck bringt.

			6. Die Zuwendungen des Schatzamtes an die Staatsunternehmen (für Deckung von Betriebsdefiziten und Finanzierung von Investitionen) stiegen wenig, nahmen real also stark ab, weil besser verwaltet und weniger investiert wurde, und auch, weil Tarife erhöht wurden.

			7. Das wirkliche Ergebnis ist viel schlechter, weil der ZB-Gewinn ein reiner Buchgewinn ist, der durch die Zunahme des Pesobetrages der Devisenreserven entsteht, und weil der Gewinn des Sonderfonds der ANSeS für die Renter bestimmt ist und nicht für das Schatzamt. Wenn man dies berücksichtigt, gelangt man für 2015 auf ein wirklich echtes Defizit von $ 355,96 Mrd., und für 2016 auf eines von $ 564,64 Mrd., so dass die Zunahme 58,62% beträgt. Somit liegt das wirkliche echte Defizit nicht bei 4,6% des Bruttoinlandsproduktes, wie es das Schatzministerium darstellt, sondern bei 7%. Ohnehin würden die 4,6% ohne das Ergebnis der Weisswaschung um über einen Prozentpunkt zunehmen.
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			Handelsbilanzüberschuss 2016: + 2,13 Mrd.

			Die Handelsbilanz schloss im Jahr 2016 mit einem Überschuss von u$s 2,13 Mrd., der sich mit einem Defizit von u$s 2,97 Mrd. im Jahr 2015 vergleicht, berichtet das Statistische Amt (INDEC). Die Differenz betrug somit u$s 5,1 Mrd. 

			Die Exporte ereichten u$s 57,74 Mrd., 1,7% über dem Vorjahr. Dabei stieg der Export von primären Produkten (Landwirtschaft und Bergbau) um 17,7%, und der von industriellen Produkten auf landwirtschafticher Basis (Rindfleisch, Speiseöl, Zucker u.a.) um 0,2%, während der Export von reinen Industrieprodukten um 6,6% abnahm und der von Brennstoffen und Strom um 11,5%. Der Rückgang bei reinen Industrieprodukten ist auf die stark gesunkenen Kfz-Exporte nach Brasilien zurückzuführen.

			Die Importe erreichten u$s 55,61 Mrd., 6,9% unter dem Vorjahr. Der Import von Produkten für die Weiterverarbeitung („bienes intermedios“) nahm um 14,4% ab, und der von Zubehör- und Ersatzteilen von Kapitalgütern um 10,8% und der von Brenn- und Schmierstoffen um 30,7%. Die Energiebilanz, die sich hauptsächlich auf den Aussenhandel mit Erdöl, Erdölderivaten und Gas bezieht, hat sich somit stark verbessert, weil die Importe viel stärker als die Exporte abgenommen haben. Doch der Import von Automobilen und Omnibussen stieg um 33,5%. Ohne die anormal hohen Importe von Kfz aus Brasilien, die weit über den Exporten nach jenem Land lagen, würden die Importe 2016 stark unter dem Vorjahr liegen, und der Handelsbilanzüberschuss wäre noch höher.

			2016 ist somit das fünfte Jahr in Folge, in dem das Aussenhandelsvolumen unter dem von 2011 liegt, als ein Export von u$s 82,98 Mrd. und ein Import von u$s 73,96 Mrd. erreicht wurde. 

			Im Dezember 2016 lagen die Exporte mit u$s 4,59 Mrd. um 34% über dem gleichen Vorjahresmonat, wobei die exportierten Mengen um 33,1% und die Preise um 6,7% stiegen. Im Dezember wirkte sich schon die stark gestiegene Weizenernte aus. Die Importe lagen im Dezember mit u$s 4,53 Mrd. um 0,2% über dem Vorjahr.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mitwoch zu $ 16,24, gegen $ 16,25 eine Woche zuvor. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 39,88 Mrd., gegen u$s 40,19 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 29.12.17 bei $ 18,82, was einen Jahreszinssatz von 19,75% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 2,84% und liegt somit um 14,71% über Ende 2016.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch eine Baisse. Die Veränderungen waren wie folgt: Argentina 2019: -0,38%; Argentina 2021: -0,38%; Argentina 2018: -1,81%; Argentina 2048: -2,86%; Bonar 2014: -0,17%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat unverändert gegenüber der Vorwoche zu $ 370,03 je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 528,61.

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 23.1.2017 um 34,41%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiten Sinn bezieht, nahm um 28,45% zu.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken nahmen in 12 Monaten zum 23.1.17 um 26,03% auf $ 1,55 Bio. zu, und die gesamten Pesokredite um 16,64% auf $ 988,45 Mrd. Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 91,30% auf u$s 24,95 Mrd., und Dollarkredite um 193,13% auf u$s 9,51 Mrd. Im Pesobereich machen die Kredite 63,8% der Depositen aus, aber im Dollarbereich nur 38,1%. Dies beruht auf der Tatsache, dass die Gewährung von Dollarkrediten nur für Geschäfte zugelassen ist, die mit dem Aussenhandel zusammenhängen. Diese Beschränkung ist wenig sinnvoll, da Dollarkredite besonders für Hypothekarkredite u.a langfristige Kredite geeignet sind.

			***

			Der Senat der Vereinigten Staaten hat in einem Beschluss die guten Beziehungen der USA mit Argentinien seit der Amtsübernahme durch Präsident Mauricio Macri hervorgehoben. Der Beschluss wurde von den Demokraten Chris Coons und Tim Kaine und den Republikanern Marco Rubio und James Lankford unterzeichnet. Auch die Deputiertenkammer sprach sich in ähnlichem Sinn aus, mit der Unterschrift des Republikaners Jeff Duncan und des Demokraten Albio Sires. Erklärungen dieser Art sind nicht üblich. Die Senatoren und Deputierten, die die Beschlüsse unterzeichnet haben, weisen darauf hin, dass die von Macri eingeleiteten Reformen Argentinien zu einem wichtigen Wachstumsmotor der westlichen Hämisphäre machen sollten.
***

			Durch Beschluss des Produktionsministeriums muss der Einzelhandel beim Verkauf von dauerhaften Konsumgütern in Raten auch den Preis bei Barzahlung angeben, so dass der Käufer weiss, welchen Zinssatz er bezahlt.

			***

			Schatzminister Nicolás Dujovne legte Präsident Mauricio Macri am Mittwoch einen Bericht über die wirtschaftliche Entwicklung vor, der zahlreiche positive Daten enthält. Die Inflation bleibe auf einem niedrigen Niveau (mit +1,2% im Dezember), die Beschäftigung habe leicht zugenommen (23.400 zusätzliche Arbeitsplätze im November und 62.100 in 4 Monaten), die Exporte nach Brasilien seien im November interanuell um 13% gestiegen.

			***

			Die Banco Nación hat ein neues Kreditsystem für Finanzierung von Eigenwohnungen in Gang gesezt. Die Kredite sind für diejenigen bestimmt, die ein Grundstück besitzen oder ihre Wohnung verbessern oder erweitern wollen. Die Kredite laufen auf 20 Jahre, mit einem Zinssatz von 18% während der Bauzeit. Danach sind es 14% in den ersten 36 Monaten, und danach werden die Amortisationsquoten und Zinsen mit dem Lohnindex CVS berichtigt. Der Kredit sieht eine Grenze von $ 2,87 Mio. vor, wobei bis zu 80% des Wertes finanziert werden kann. Es ist vorauszusehen, dass der Schuldner einen Inflationsgewinn macht, also eine Subvention erhält, weil angenommen wird, dass die Inflation über dem festen Zinssatz der ersten Jahre liegt.

			*** 

			Die chinesische Ralitor wurde als 14. Unternehmen der lokalen Kfz-Industrie zugelassen, und beabsichtigt u$s 10 Mio. in einer Fabrik in La Plata zu investieren, um die bisher importierten Modelle leichter Lastwagen DFM und JMC zu montieren.

			***

			Der landesweite Stromkonsum lag im Dezember 2016 um 1,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat, obwohl die Durchschnittstemperatur 2016 höher als 2015 war (was zu einem höheren Einsatz der Luftkühlapparaten führt), berichtet die Stiftung Fundelec. Der Rückgang lag bei 4,4% bei der Industrie und bei 1,2% bei den Haushalten, während der Handel eine Zunahme von 1,5% verzeichnet. Im ganzen Jahr 2016 lag der Stromkonsum um 0,6% über dem Vorjahr. In der Bundeshauptstadt und Umgebung nahm der Stromkonsum im Dezember um 3,3% ab, wobei es bei Edenor -1% und bei Edesur -6,1% waren. Im Rest des Landes trat eine durchschnittliche Zunahme von 0,3% ein, wobei es jedoch grosse Unterschiede in den einzelnen Provinzen gab, mit Zunahmen und Abnahmen.

			***

			Präsident Mauricio Macri hat am Donnerstag der Vorwoche per Notstandsdekret eine grundlegende Reform des Systems der Versicherung von Arbeitsunfällen und –krankheiten verfügt. Das Dekret sieht vor, dass in allen Fällen zunächst eine offizielle Ärztekommission ein Gutachten abgeben muss. Erst danach kann der Arbeitnehmer, wenn er nicht einverstanden ist, Klage vor Gericht einleiten. Dabei muss auch nachgewiesen werden, dass das offizielle Gutachten nicht stimmt, während bisher die Klage auf anderen Gutachten beruhte, die oft zweifelhaft waren. In der Praxis soll dies die Zahl der Prozesse drastisch verringern, wobei hier auch der Umstand wirkt, dass der Arbeitnehmer, der das ofizielle Gutachten und die entsprechende Entschädigung annimmt, sofort kassiert, während ein Prozess lange dauern kann. Gegenwärtig bestehen um die 300.000 Prozesse wegen Arbeitsunfällen und –krankheiten, die sich auf Forderungen von insgesamt umgerechnet u$s 4,5 Mrd. beziehen. Da die Richter den Klägern meistens recht geben, auch wenn der Fall zweifelhaft ist, bedeutet dies eine Vertuerung der Arbeit und wirkt gegen die Beschäftigung. Nutzniesser der bisherigen Lage waren vornehmlich die Arbeitsanwälte, die viele Millionen Pesos an Honoraren eingesteckt haben. Mit diesem neuen Notstandsdekret sollte dies aufhören, wobei jedoch nicht klar ist, ob und wie weit das Dekret die bestehenden Prozesse umfasst.

			***

			Die Regierung hat am Donnerstag der Vorwoche Bonds für insgesamt u$s 7 Mrd. auf dem internationalen Finanzmarkt untergebracht. Von einen Bonds, der zu 5,625% verzinst wird und bis 2022 läuft (5 Jahre), wurden u$s 3,25 Mrd. gezeichnet. Von einem zweiten, der zu 7% verzinst wird und bis 2027 läuft (10 Jahre) wurden u$s 3,75 Mrd. gezeichnet. Die Zinsen waren in beiden Fällen die niedrigsten, die Argentinien für Staatsbonds bisher gezahlt hat. Die sechs Banken, die mit der Unterbringung beauftragt worden waren (Deutsche Bank, Citi, JPMorgan, Santander, BBVA und HSBC) erhielten Offerten für u$s 22 Mrd., so dass die Regierung die Ausgabe, die ursprünglich auf u$s 5 Mrd. angesagt war, um u$s 2 Mrd. erhöhte.

			***

			Der Umsatz sämtlicher Supermärkte lag im November 2016 mit $ 26,54 Mrd. um 22,5% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 3,14% unter Oktober 2016. Somit lag der Umsatz der ersten 11 Monate 2016 um 26,5% über dem Vorjahr. Bei einer Inflation von ca. 40% jährlich kommt hier einmal ein Rückgang der verkauften Mengen und dann ein Übergang auf billigere Produkte und Marken zum Ausdruck.

			***

			Der Umsatz der Shopping-Centers lag im November 2016 mit $ 4,21 Mrd. um 12,5% über dem Vorjahr. Hier war der reale Rückgang höher als bei den Supermärkten, weil es sich sich weitgehend um dauerhafte Konsumgüter und hochwertige Produkte handelt, die stärker von der Rezession betroffen sind.

			***

			Der Rindfleischexport nahm 2016 um 18% auf 157.000 Tonnen zu. Die Einnahmen betrugen bei Fleisch u$s 1,04 Mrd., zu denen noch u$s 188,5 Mio. für Innereien kommen. Nachdem schon im Dezember 2015 der Exportzoll und die Einzelgenehmigung für Fleischexporte abgeschafft wurde, sind dieses Jahr Exportrückvergütungen von 3,5% für gekühltes Fleisch und 4% für gefrorenes und eine Verringerung der provinziellen Bruttoumsatzsteuer von 1,5% auf 0,5% hinzugekommen. Bei den Käufern stand Deutschland mit einem Anteil von 26% am Gesamtwert der Rindfleischexporte an erster Stelle. Deutschland hatte den grössten Anteil an der Hilton-Quote und der Sonderquote der EU, bei denen ein höherer Preis gezahlt wird.

			***

			Durch Beschluss des Handelssekretariates (Amtsblatt vom 20,1,17) wurde die Frist für die Abrechnung von Devisen, die aus Exporten stammen, von 5 auf 10 Jahre verlängert. Die obligatorische Umwandlung der Devisen in Pesos ist noch ein Restbestand der Devisenbewirtschaftung, der auch abgeschafft werden sollte. Denn gelegentlich bietet sich den Exporteuren die Möglichkeit, die Devisen, die sie beim Export erhalten, direkt für Zahlung von Importen, Schulden, Zinsen oder Dienstlesitungen einzusetzen, womit sie Bankprovisionen sparen. Gegenwärtig müssen die Exporteure eine Genehmiung der ZB für diesen Einsatz der Devisen fordern, was keinen Sinn hat.

			***

			Die Zahl der Passagiere der Luftfahrt, die argentinische Flughäfen verwendeten, lag im Dezember mit 2,81 Mio. Menschen um 5,2% über dem Vorjahr. Davon entfielen 1,70 Mio. (+5,3%) auf interne Flüge und 1,06 Mio. (+5%) auf internationale. Hinzu kamen noch 46.802 Transitpassagiere.

			***

			Der Konsum von Teigwaren lag 2016 bei 9 kg pro Einwohner, berichtet die Consulting-Firma Kantar Worldpanel. In Italien waren es 25 kg, so dass man annehmen kann, dass in einem Land mit so vielen Nachkommen von Italienern eine Zunahme zu erwarten ist. Die Konsumzahlen schliessen frische und trockene Teigwaren ein. Letztes Jahr nahm der Konsum von frischen Teigwaren ab, weil sei teurer sind, und der von trockenen entsprechend zu.

			*** 

			Das unvollendete Wärmekraftwerk von 240 MW, das unter den Kirchners in Río Turbio (Santa Cruz) gebaut wurde, um die dort geförderte Kohle zu verwenden, steht seit einem Jahr still. Ohnehin kann das Werk nicht in Betrieb genommen werden, weil es 1,2 Mio. Jato Kohle beansprucht, das Bergwerk jedoch keine 200.000 Jato erzeugt. Das Kraftwerk war zu u$s 857,34 Mio. zugeteilt worden, hat jedoch inzwischen schon u$s 1,63 Mrd. gekostet. Bis zur Beendigung sollen es u$s 1,73 Mrd. sein. Es besteht eine Schuld gegenüber der spanischen Isolux, die das Kraftwerk gebaut hat, von u$s 1,4 Mrd. (davon u$s 1,04 Mrd. wegen nicht bezahlter Bauzertifikate und der Rest wegen fester Kosten während der Periode des Stillstandes). Die Regierung will das Kraftwerk angeblich beenden, aber es wurde keine Lösung für die unzureichende Versorgung mit Kohle gegeben. Offensichtlich weiss Macri nicht, was er hier tun soll.

			***

			Das Schatzministerium rechnet für 2016 mit einem Bruttoinlandsprodukt von $ 8 Bio., was umgerechnet um die u$s 530 Mrd. ergibt, was bei einer Bevölkerung von 43 Mio. Menschen ein Pro-Kopf-BIP von u$s 12.300 ergibt. Dieses BIP ergibt sich aus einem primären Defizit der Staatsfinanzen von $ 370 Mrd., gleich 4,6% des BIP. 

			***

			Wie im Aussenministerium bekannt wurde, will die argentinische Regierung der brasilianischen eine Änderung des Mercosur-Statutes vorschlagen, die darin besteht, dass die einzelnen Mitglieder Handelsabkommen mit Drittländern abschliessen können. Das ist bisher durch Beschluss 32/2000 verboten. Indessen würden Freihandelsabkommen der einzelnen Mitgliedern der Essenz des Mercosur widersprechen, der im Wesen eine Zollunion ist, mit einem einheitlichen internen Markt. Doch dies wurde bisher auch nicht erfüllt, wobei unterschiedliche Zollsätze der einzelnen Mitglieder gegenüber Drittländern bestehen. Die Alternative besteht darin, den Mercosur als solcher legal oder faktisch (wie es jetzt der Fall ist) als eine unvollständige Zollunion zu betrachten, oder ihn in eine Freihandelszone umzuwandeln, die auch Abkommen der einzelnen Staaten mit Drittländern erlaubt. Uruguay hat trotz Mercosur-Mitgliedschaft schon ein Freihandelsabkommen mit Mexiko abgeschlossen und verhandelt über ein weiteres mit China. Das Thema ist somit schon aufgeworfen worden und muss entschieden werden.

			***

			Die argentinische Weizenernte 2016/17 schloss gemäss der letzten Schätzung des Landwirtschaftsministeriums mit 16,5 Mio. Tonnen, und ist somit die höchste der letzten 47 Jahre. Es ist vorgesehen, dass dieses Jahr 8 Mio. Tonnen Weizen exportiert werden. 2016 wurden fast 4 Mio. Tonnen Weizen nach Brasilien geliefert, und für 2017 wird mehr erwartet.

			***

			Der Eisbrecher “Almirante Irizar” erlitt im April 2007 schweren Schaden durch einen Brand. Die staatliche Werft Tandanor, am Hafen von Buenos Aires, wurde mit der Reparatur beauftragt, die ohne Gesamtplan und sehr langsam voranschritt. Angeblich sollen die Arbeiten jetzt, nach zehn Jahren, kurz vor dem Ende stehen, so dass sie im August beendet sind und das Schiff nächsten Sommer wieder nach der Antarktis fahren kann. Die Instandsetzung des Irizar hat über u$s 200 Mio. gekostet, zu denen noch die Kosten der Miete von Eisbrechern kommen, die ab 2007 eingesetzt wurden. Südafrika hat unlängst einen Eisbrecher dieser Art in der gleichen finnischen Werft bestellt, die den Irizar 1977 gebaut hat, und zahlt dafür ca. u$s 100 Mio. Es ist klar, dass die Reparatur eine Fehlentscheidung war.

			***

			Präsident Macri gab am Montag die Unterzeichnung von 16 Verträgen bekannt, die sich auf Kraftwerke auf Grund erneuerbarer Energien (Wind, Wasser und Sonne) für insgeamt 818 MW beziehen, und Investitionen für insgesamt u$s 1,2 Mrd. darstellen. Das offizielle Ziel besteht darin, dass Wind- und Sonnenkraftwerke 2018 mit 8% zum Stromkonsum des Landes beitragen. Von den 8 Projekten beziehen sich 7 auf Windkraftwerke mit insgesamt 406 MW in Buenos Aires und Patagonien, 4 auf kleine Wasserkraftwerke von 11 MW in Mendoza und Río Negro und 2 mit 400 MW auf Sonnenenergie in Salta und Jujuy. Hinzu kommt noch ein Projekt von 1,2 MW, das in Santa Fé auf Grund von Biogas errichtet werden soll. Die Regierung schätzt, dass die private Investition für diese Projekte u$s 4 Mrd. erreichen soll und 20.000 Arbeitsplätze schaffen wird. An den Verträgen beteiligten sich die Firmen Central Térmica Loma de la Lata, Eren, Envisión, Enat, Patagonia Energía, Emesa, Fielfare Isolux, und Jemse. Die neuen Kraftwerke sollen den Strom an das Verteilungsunternehmen CAMMESA zu einem vorbestimmten Preis (in Dollar) liefern.

			*** 

			Bei einer Zusammenkunft von Präsident Macri und Landwirtschaftsminister Buryaile mit Vertretern der Fleischindustrie hat sich die Regierung verpflichtet, Massnahmen zu treffen, um die Konkurrenzfähigkeit beim Rindfleischexport zu verbessern. Die Rückvergütung soll von 4% auf 5,8% erhöht werden, bei Hühnerfleisch auf 5%. Der Vorsitzende der Föderation der Arbeiter der Fleischindustrie, José Fantini, wies auf die Hinterziehung von Steuern und Soziallasten bei der Fleischindustrie hin, die er auf 50% schätzte. Buryaile sagte, das Problem werde gegenwärtig zwischen dem Sanitätsamt Senasa, der AFIP, ARBA, dem Arbeitsministerium und der INAES behandelt.

			***

			Die Börse von Rosario schätzt die Gesamternte von Getreide und Ölstaat für dieses Jahr auf 119,7 Mio. Tonnen, was ein absoluter Rekord wäre. Doch vor der grossen Überschwemmung rechnete die Börse mit 5,2 Mio. Tonnen mehr, was 124,9 Mio. Tonnen ergab. Der Verlust wird wertmässig auf u$s 1 Mrd. geschätzt. 600.000 ha konnten nicht gesät und 1.000.000 ha konnten nicht geerntet werden.

			***

			Der Zigarettenkonsum lag in 11 Monaten 2016 mit 1,62 Mrd. Paketen um 11% unter der gleichen Vorjahresperiode, berichtet die Consulting-Firma IES. Dies ist an erster Stelle eine Folge der im April 2016 verfügten Erhöhung der Zigarettensteuer von 60% auf 80%, was zu einer Preiserhöhung von 50% führte. Der Pro-Kopf-Konsum lag letztes Jahr bei 42 Paketen pro Jahr, 12% unter dem Vorjahr. Im Grunde ist dieser Rückgang eine gute Nachricht, da der Zigarettenkonsum gesundheitsschädlich ist.

			***

			Bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln von Dienstag hat die ZB den Zinssatz für 35 Tage erneut unverändert bei 24,75% gelassen. Für längere Fristen lag der Zinssatz niedriger, bis zu 21,75% bei 294 Tagen. Die ZB erhielt Offerten für $ 61,20 Mrd., von denen $ 58,60 Mrd. zugeteilt wurden. Gleichzeitig verfielen Lebac für $ 61,18 Mrd., so dass der Bestand der ZB um $ 2,58 Mrd. abnahm. Vom Gesamtbetrag der letzten Woche entfielen $ 32,79 Mrd. auf 35 Tage, $ 17,40 Mrd. auf 84 Tage, $ 4,49 Mrd. auf 112 Tage, $ 1,43 Mrd. auf 175 Tage, $ 1,13 Mrd. auf 238 Tage und $ 1,35 Mrd. auf 284 Tage. Der Lebac-Bestand der ZB wird immer kurzfristiger, was eine Senkung des Zinssatzes erschwert, weil dann die Gefahr besteht, dass der Betrag der Offerten abnimmt und weit hinter den Amortisationen bestehender Lebac zurückbleibt.

			***

			Die Beschäftigung in der Bauwirtschaft lag im November 2016 um 7,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 1,9% über Oktober 2016, berichtet das statistische Institut der Bauunternehmen IERIC.

			***

			Die Firma PC Arts, die Computer mit der Marke Bangho in einer Fabrik im Vorort Vicente Lopez montiert, hat geschlossen und 205 Arbeiter entlassen. Dies ist eine direkte Folge der Abschaffung des Importzolles von 35% für Computer u.dgl. Im Grunde hat diese lokale Montage keinen Sinn, weil sie das Produkt stark verteuert. Die Regierung will jedoch, dass Computer und was dazugehört billig sind, weil sie zum Wesen einer modernen Wirtschaft gehören und die Effizienz erhöhen.

			***
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			Was kann Argentinien von Trump erwarten?

			Der nationalistische Populist Donald Trump ist für die ganze Welt ein Rätsel. Was er in seiner Wahlkampagne angekündigt und in seiner Antrittsrede wiederholt hat, ist weitgehend wirklichkeitsfremd, voll von Widersprüchen und falschen Behauptungen, und so konfliktiv, dass man daraus kaum Schlüsse für seine Regierungstätigkeit entnehmen kann. Argentinien ist allgemein von der neuen Richtung der US-Wirtschaftspolitik, wie sie Trump darstellt, direkt wenig betroffen. Aber man frägt sich dennoch, was Trump für das Land bedeutet.

			Halten wir zunächst fest, dass die USA für Argentinien beim Aussenhandel eine beschränkte Bedeutung hat. Bei den wichtigsten argentinischen landwirtschaftlichen Exportprodukten konkurrieren die Vereinigten Staaten mit Argentinien, so dass das Land nur beschränkt als Markt in Frage kommt. In mehreren Einzelfällen, wie Rindfleisch, Zitronen, Erdnuss und Käse, die Argentinien traditionell an die USA lieferte, bestehen Kontingente und auch Importverbote. Das vor über einem Jahrzehnt eingeführte Importverbot für Zitronen war im Dezember von Obama aufgehoben worden, und dies wurde von Trump im Rahmen einer allgemeinen Verfügung um 60 Tage hinausgeschoben. Objektiv ist der Fall gelöst, da nachgewiesen wurde, dass keine Gefahr der Übertragung von Einzelfällen von Kankrose (einer Krankheit der Zitronenpflanzen) über die Zitronen besteht, was als Grund für die Sperre angegeben wurde. Der Export von Zitronensaft und einem Extrakt, der der Coca Cola beigegeben wird, der wichtiger als der von Zitronen ist, wurde nie unterbrochen.

			Jetzt besteht die Gefahr, dass die USA die restriktive Haltung bei den genannten Produkten verschärfen, und auch, dass die Dumpingesetzgebung, die offen und mit einer Fülle von Schikanen als Schutz der lokalen Industrie eingesetzt wird, verschärft oder restriktiver interpretiert wird. Bei Stahlexporten musste Techint vor einigen Jahren einen langen und kostspieligen Prozess gewinnen, um liefern zu können. 

			Bei argentinischen Importen haben die Vereinigten Staaten eine beschränkte Rolle, weil andere Länder zunehmend als grosse Lieferanten auftreten, in den letzten Jahrzehnten besonders China u.a. Staaten des fernen Ostens. Auf alle Fälle ändert sich hier mit Trump nichts. Argentinien wies letztes Jahr ein bilaterales Handelsbilanzdefizit mit den USA von u$s 2,10 Mrd. aus, etwa halb so viel wie das von u$s 4,26 Mrd. des Jahres 2015. In vorangehenden Jahren hatte Argentinien gelegentlich auch positive Saldi, so 2005 mit u$s 495,4 Mio. Doch der Normalzustand ist ein Defizit, das in früheren Zeiten mit einem Überschuss beim Handel mit Europa ausgeglichen wurde, und jetzt mit anderen Überschüssen. Das Argument von Trump, dass der Protektionismus, den er befürwortet, besonders dazu bestimmt sei, US-Defizite beim bilateralen Handelsaustausch mit bestimmten Ländern, wie Mexiko und China, auszugleichen, gilt somit im Fall Argentiniens nicht. Der Anteil des Handelsaustausches (Exporte plus Importe) mit den USA am gesamten argentinischen Aussenhandel liegt um die 10%, ist also nicht ausschlaggebend, aber auch nicht unbedeutend.

			Grundsätzlich dürfte sich beim bilateralen Aussenhandel auch unter Trump wenig ändern. Doch die Haltung des neuen Präsidenten kann eventuell Argentinien neue Chancen bieten, oder verhindern, dass bestehende Exporte verloren gehen. Trump ist prinzipiell gegen Freihandelsabkommen eingestellt, und das ist gut für Argentinien, da diese Abkommen Präferenzen schaffen und Dritte faktisch ausschliessen. Ein Freihandelsabkommen USA-EU würde u.a. die Exporte landwirtschaftlicher US-Produkte gegenüber argentinischen bevorzugen. Und bei einem Abkommen der USA mit Ländern des fernen Orients wäre es auch so. In diesem Sinn ist es für Argentinien positiv, dass Trump am Montag erklärt hat, dass sich die USA dem transpazifischen Freihandelsabkommen nicht anschliessen werde, das schon von 12 Ländern unterzeichnet wurde, darunter Kanada, Mexiko, Peru und Chile auf der einen Seite, und Australien, Japan, Brunei, Malaysien, Neuseeland, Singapur und Vietnam auf der anderen. 

			Allein, der Aussenhandel mit den USA ist für Argentinien weniger wichtig, als die Beziehungen auf dem Gebiet der Technologie. Die USA stehen auf dem Gebiet der Technologie bei weitem auf der Welt an erster Stelle, und die Welt erlebt seit gut drei Jahrzehnten eine technologische Revolution, die Wirtschaft und Gesellschaft grundlegend verändert hat und weiter verändert. Argentinien hat eine enge Beziehung auf diesem Gebiet mit den USA, sowohl als Bezieher dieser Technologien, wie auch als Lieferant, und das dürfte sich auch mit Trump nicht ändern. 

			Wichtig sind die USA jedoch hauptsächlich als internationaler Finanzmarkt. Argentinien profitiert zunehmend von den niedrigen Zinsen, die weltweit, und besonders in den USA, vorherrschen. Die Frage, die sich jetzt stellt, ist die, ob sich der US-Staat stärker verschulden wird (um die grossangelegten Infrastrukturprojekte von Trump zu finanzieren), was dann den Zinssatz für Schuldscheine des US-Schatzamtes (benannt”Treasuries”) erhöht, der als Referenz für Bankzinsen gilt, so dass auch Argentinien mehr für Kredite aus den USA und Unterbringung von Staatspapieren wird zahlen müssen. Indessen liegt der Fall so, dass diese Staatsverschuldung im Haushaltsgesetz stehen muss, und das ist bei dem, das bis September 2017 gilt, nicht der Fall. Ausserdem liegt die US-Staatsschuld schon um die 100% des Bruttoinlandsproduktes, was nur bei niedrigen Zinsen kein Problem schafft. Jeder zusätzliche Punkt der Zinsen wäre auch ein zusätzlicher Punkt des Staatsdefizites. Eine hohe zusätzliche Staatsverschuldung, wie sie unter Reagan und Bush (Sohn) stattgefunden hat, wäre heute verhängnisvoll, und das dürften auch die republikanischen Parlamentarier wissen.

			Was neue Auslandsinvestitionen betrifft, so haben die USA gegenwärtig eine grosse Bedeutung beim Erdöl und Gas, aber eine geringere auf anderen Gebieten. Abgesehen davon stammen diese Investitionen meistens von multinationalen Unternehmen, die eventuell ihren Hauptsitz in den USA haben, aber in vielen Ländern tätig sind. Sie hängen bei ihren Entscheidungen weniger von den Regierungen ihrer Ursprungsländer als denen der Empfängerländer ab. Ob sich US-Unternehmen mit neuen Investitionsprojekten in Argentinien niederlassen, hängt effektiv weniger von Trump als von ihrer Einschätzung der argentinischen Entwicklung ab. Trump will angeblich, dass die Unternehmn mehr in den USA als im Ausland investieren. Doch dies hängt davon ab, wo es günstigere Möglichkeiten gibt.

			Abgesehen von diesen Überlegungen sollte man nicht vergessen, dass die argentinische Regierung sich unter Macri bemüht hat, gute Beziehungen mit den Vereinigten Staaten herzustellen, und dies schon von Präsident Obama honoriert wurde, einmal mit der unmittelbaren Aufhebung des Verbotes für Zitronenimporte, und dann mit dem jüngsten Urteil von Richter Griesa, der Argentinien dieses Mal gegenüber einem winzigen Restbestand von Holdouts recht gab. Er hätte genau so gut gegen Argentinien urteilen können. Man kann annehmen, das die US-Regierung ihm etwas ins Ohr geflüstert hat, oder er einfach bemerkt hat, woher der Wind jetzt bläst.

			Es besteht kein Zweifel, dass auch Trump die guten Beziehungen erhalten wird. Hier handelt es sich um eine “Staatspolitik”, die über der Regierung und den Parteien steht, die darin besteht, dass die US-Regierung ihre Freunde gut behandelt, und andere eben nicht so gut. Jetzt kommt noch der Umstand hinzu, dass Macri seit Jahrzehnten eine persönliche Beziehung zu Trump unterhält, ihn regelmässig in New York aufgesucht hat, und sogar mit ihm Golf gespielt hat. Er kann somit, wenn es um wichtige Dinge geht, direkt mit Trump per Telefon sprechen. Auch das ist wichtig, eventuell in bestimmten Fällen sogar mehr als objektive Faktoren. 
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			Die Problematik der Staatsinvestitionen

			Der Rücktritt des Staatssekretärs für öffentliche Bauten, Daniel Chain, hat viel weniger Aufsehen erregt als der des Präsidenten der Banco Nación Carlos Melconian. Und doch hatte Chain, besonders im ersten Regierungsjahr von Präsident Mauricio Macri, eine viel grössere Bedeutung. Bei der Banco Nación hätte ein anderer Präsident, wer immer es auch gewesen sein möge, nicht viel anders gehandelt als Melconian. Bei öffentlichen Bauten hätte es hingegen ganz anders sein können. Denn Chain hat grundlegend dazu beigetragen, dass die öffentlichen Bauten, die sich im Dezember 2016 in Gang befanden oder kurz vor Beginn standen, stillgelegt wurden, und erst im letzten Quartal 2016 teilweise wieder aufgenommen wurden. Und das hat die Rezession verschärft oder sie sogar herbeigeführt.

			Innenmnister Rogelio Frigerio, der auch für öffentliche Bauten zuständig ist, befasst sich jetzt, zumindest bis ein neuer Staatssekretär ernannt wird, direkt mit diesem Bereich, und er hat bei einer Zusammenkunft mit Gouverneuren vom Donnerstag sofort die Anweisung erteilt, die öffentlichen Bauten, die von den Provinzregierungen abhängen, zu beschleunigen. Vorher hatte Präsident Macri schon Bürgermeister seiner Koalition und einige andere angewiesen, weniger für Personal und mehr für Investitionen auszugeben.

			Beginnen wir jetzt von vorne. Ein grosser Teil der gesamten Investitionen eines Landes entfällt auf den Staat. Das bedeutet nicht unbedingt, dass der Staat sie durchführt und/oder finanziert, sondern, dass der Staat entscheidet, wann und wie sie durchgeführt werden. Diese Investitionen, die sich an erster Stelle auf öffentliche Dienste beziehen, sind in der Regel für die Wirtschaft wichtiger, als die rein privaten, über die Unternehmer entscheiden, die sie dann auch durchführen und finanzieren. Wobei ausserdem viele private Investitionen, wie jetzt die in neuen Shopping-Centers und neuen Kfz-Fabriken, unnötig und gelegentlich sogar schädlich sind, weil bestehende Unternehmen dadurch geschädigt werden. Und andere, wie Luxuswohnungen, haben keine Priorität. 

			Der Staat ist grundsätzlich für Investitionen in folgenden Bereichen verantwortlich:

			a. Bauten für Infrastruktur, also für Strassen, Brücken, Kanäle u.a. Werke für die Verhinderung von Überschwemmungen, Häfen, Flughäfen und Gebäude für die öffentliche Verwaltung im weiteren Sinn.

			b. Investitionen in Energie. Das bezieht sich an erster Stelle auf elektrischen Strom, also Kraftwerke, Fernstromleitungen und Verteilungsnetze. Aber es umfasst auch Erdöl, Gas und umweltfreunliche Energien, wie Windkraft und Sonne.

			c. Investitionen in Transport, also Eisenbahnen und öffentlichen Verkehrsmittel, und in Fernverbindungen.

			d. Soziale Investitionen, was sich auf Sozialwohnungen, Schulen und Hospitäler bezieht, und auch auf die Wasserversorgung und –entsorgung.

			Der Staat ist bei diesen Investitionen, von denen das Wachstum der Wirtschaft und der Wohlstand der Einwohner weitgehend abhängen, bei weitem überfordert. Er kann die finanziellen Mittel nur zum Teil aufbringen, und hat auch Schwierigkeiten bei der Durchführung. Dieses finanzielle Problem tritt jetzt besonders stark auf, weil der Staat ohenhin schon eine untragbar hohes Defizit aufweist. Somit sind hier langfristige Förderungskredite von wesentlicher Bedeutung, wie sie die Weltbank, die Interamerikanische Entwicklungsbank und die Andenkörperschaft erteilen. Die Macri-Regierung hat zwar eine bedeutende Erhöhung der zugesagten Kredite erhalten, hat jedoch die Kleinarbeit versäumt, die notwendig ist, damit diese Kredite kurzfristig ausgezahlt werden. Ebenfalls hat sich die Regierung nur beiläufig bemüht, Kredite für weitere Projekte zu fordern, was voraussetzt, dass zunächst gute Projektstudien durchgeführt werden. Gerade auf diesem Gebiet ist es besonders schlecht bestellt. In vielen Fällen ist es ratsam, die Projektstudien an private Firmen zu übertragen, weil dem Staat die notwendigen qualifizierten Fachleute fehlen. Eine Projektstudie ist viel mehr als eine Beschreibung des Projektes. 

			Doch mit Krediten dieser Finanzinstitutionen ist der Fall nicht gelöst. Es ist notwendig, Investitionsobjekte, die im Prinzip auf die staatliche Sphäre entfallen, durch Konzession oder direkte Verpflichtung, an Privatunternehmen zu übertragen. Das wurde in den 90er Jahren, unter der Menem-Regierung, systematisch und mit grossem Erfolg getan. Gewiss, es wurden auch Unternehmen privatisiert, wie das Stahlwerk Somisa (heute Siderar, von Techint), das eigentlich von vorne herein privat hätte sein können. Doch im Prinzip bezog sich die Privatisierung auf öffentliche Dienste. Es fanden bei diesen hohe Investitionen statt, die Stromkapazität wurde über den Bedarf hinaus erhöht (wovon die Kirchner-Regierung profitierte), die Telefonie wurde völlig erneuert, modernisiert und ausgebaut, der Hafen von Buenos Aires erlebte eine wahre Modernisierungsrevolution, die Wasserversorgung, die sich in einem jämmerlichen Zustand befand, wurde grundlegend verbessert und ausgeweitet, und der Personenverkehr der Vororteisenbahnen und die U-Bahn wurden zunächst einigermassen in Ordnung gebracht und normal betrieben, was schon ein grosser Fortschritt für das Publikum darstellte. Schliesslich wurden auch Eisenbahnen, die ins Landesinnere führen, Autobahnen und Überlandstrassen in Konzession vergeben. Die schloss auch die Nordausfahrt der Stadt Buenos Aires („acceso norte“) ein, die vollständig umgebaut wurde, und seither einen stark gestiegenen Kfz-Verkehr bewältigen kann. Die Privatisierung führte nicht nur zu Investitionen, sondern sie brachte gigantische Effizienzfortschritte mit sich, wegen echter unternehmerischer Betreibung und Einsatz neuer Technologie. Hier sei auch bemerkt, dass Privatunternehmen Investitionen viel billiger und besser durchführen als der Staat, was bei den Privatisierungen überall sichtbar wurde. 

			Unter den Kirchners gab es dann einen Rückschritt. Das Wasserunternehmen Aguas Argentinas wurde wieder dem Staat voll übertragen, was danach die Staatsfinanzen stark belastete. Das Erdölunternehmen YPF wurde mehrheitlich vom Staat übernommen, die Unternehmen, die auf dem Gebiet der Stromwirtschaft und des Ferntransportes und des Vertriebes von Gas tätig waren, wurden faktisch zu reinen Betreibern herabgestuft, die von willkürlichen Entscheidungen des Staates über Tarife, Subventionen und Investitionen, auch über den Umfang der Instandhaltung, abhingen. Die Betreibung von Eisenbahnen und U-Bahnen wurde zum grossen Teil rückgängig gemacht, und dort wo sie verblieb, wie bei der U-Bahn, wurde der Spielraum der Konzessionäre stark eingeengt. Es ist bitter notwendig, neue Konzessionsverträge auszuarbeiten und einzuführen, um den Betreibern die notwendige rechtliche Sicherheit zu gewähren und sie veranlassen, den Dienst zu verbessern und in bestimmten Fällen mit Investitionen auszuweiten. Gegenwärtig können die privaten Betreiber nicht investieren, so dass die finanzielle Last voll auf den Staat entfällt, der jedoch auch knapp bei Kasse ist. Die privaten Betreiber wissen viel besser als die zuständigen Staatsbeamten, wo und wie investiert werden muss, und machen dies auch besser und viel billiger. Daher die Notwendigkeit der engen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet. 

			Zurück zu den öffentlichen Bauten. Es war in Ordnung, dass die einzelnen Objekte bezüglich Überpreisen und Projektfehlern überprüft wurden. Die Überpreise von ca. 50% (von unten nach oben berechnet), die das nationale Strassenbauamt in fast allen Strassenbauten aufgedeckt hat, zeigen, wie schlimm es hier unter den Kirchners bestellt war. Doch es war ein Fehler, diesen Bereich und auch andere auf Monate hinaus stillzulegen. Einige Objekte hätten kurzfristig geprüft und berichtigt werden sollen, so dass sie in wenigen Wochen nach dem Regierungswechsel in Gang hätten gesetzt werden können. 

			Abgesehen von der Korrektheit der einzelnen Projekte bezüglich Überpreisen und Projektfehlern, müssen folgenden Prioritätskriterien angewendet werden, weil nicht alle gleichzeitig durchgeführt werden können.

			- Erste Priorität haben Objekte, die schon weit fortgeschritten sind. Denn hier verursacht die Verzögerung, wegen der fixen Kosten und der Zinsen, eine hohe reale Verteuerung. Ausserdem können diese Objekte dann kurzfristig ihren Zweck erfüllen und zum wirtschaftlichen Wachstum beitragen. 

			- Zweite Priorität haben Projekte, die mit einer langfristigen Finanzierung zählen, also der Staatskasse nur zum geringen Teil zur Last fallen. Das Musterbeispiel ist hier das Wasserkraftwerk Chihuidos, in Neuquén, das mit einer russischen Finanzierung für 85% des Gesamtwertes zählte, wobei es keine Unregelmässigkeiten gab und die Arbeiten sofort hätten begonnen werden können. Das ist jedoch bis heute nicht geschehen. Das Kraftwerk wäre schliesslich durch den Verkauf der Energie bezahlt worden, eventuell mit einem minimalen Beitrag des Staates. Dieses Objekt, das in den Bereich des Energieministeriums fällt, wurde verzögert, so dass die Russen jetzt die Finanzierung auf 30% beschränkt haben. Wer übernimmt die Verantwortung für diese Schlamperei? Warum gibt es hier keine Entscheidung?

			- Schliesslich müssen die einzelnen Projekte gemäss ihrer Wirkung auf die Wirtschaft eingestuft werden. Hier kommt es sehr darauf an, dass viele Projekte zur Effizienz der Wirtschaft beitragen, wobei der Umfang, in dem dies geschieht, den Prioritätsgrad bestimmt. Eine besondere Effizienzwirkung haben Autobahnen, die die Kosten für Omnibusse, Lastwagen und private Automobile stark senken, und auch Eisenbahninvestitionen. Die Erneuerung und der Ausbau der Belgrano-Bahn, die von Buenos Aires nach Jujuy führt, ist in diesem Sinn besonders prioritär, weil sie die Transportkosten stark senkt und die Konkurrenzfähigkeit vieler Produkte aus dem argentinischen Nordwesten erhöht. Hier wird schon intensiv gearbeitet, aber es wird wenig darüber berichtet. Warum?

			Bei den staatlichen Investitionen ist eine langfristige Gesamtplanung notwendig, die einmal Prioritätskriterien berücksichtigt, dann die einzelnen Projekte prüft und wirtschaftlich optimiert, und schliesslich sichert, dass die Mittel für die Finanzierung bis zum Schluss jedes Projektes vorhanden sind, und erlauben, die Bauzeiten so weit wie möglich zu verringern. Es muss eine einheitliche staatliche Stelle geben, in der diese Arbeit von erstklassigen Ökonomen und Bauingenieuren vollzogen wird. Doch die gibt es nicht, so dass es auch bei der Projektplanung und Festsetzung von Prioritäten hapert. 

			Die übliche langsame Durchführung öffentlicher Investitionen, meistens weil die Finanzierung fehlt oder unterbrochen wird, führt zu einer realen Verteuerung. Sehr viele Staatsinvestitionen haben, in konstanter Währung berechnet, doppelt oder drei Mal so viel gekostet, wie es hätte sein sollen. Das Musterbeispiel ist das Wasserkraftwerk Yacyretá, das schliesslich um die U$s 12 Mrd. gekostet hat, obwohl es unter u$s 5 Mrd. hätten sein können und sollen. Aber es war gewiss keine Ausnahme, und es gibt zahlreiche viel schlimmere Fälle. Bei öffentlichen Investitionen gab es in Argentinien eine gigantische Vergeudung, die zu 90% auf den zusätzlichen Kosten beruht, die die unnötige Verlängerung der Bauzeit herbeiführt, und dessen sollte sich die Macri-Regierung bewusst sein, um dies in Zukunft zu vermeiden. Dies hat die Wirtschaft unverhältnismässig mehr gekostet als die Korruption, auch als die gigantische Kirchner-Plünderung.

			 

			 

		

	